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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Noch in der Herbstsession 2022 bereinigte das Parlament das neue Bundesgesetz über
den Jugendschutz in den Bereichen Film und Videospiele. Bei der erneuten Beratung
durch den Nationalrat waren noch drei Differenzen offen: die Pflicht zur
Kennzeichnung von Mikrotransaktionen, der Einbezug von Expertinnen und Experten als
ständige Mitglieder in den Branchenorganisationen und ein gesetzlicher Auftrag an den
Bund zur Förderung der Medienkompetenz. 
Gemäss Kommissionssprecher Matthias Aebischer (sp, BE) habe sich die WBK-NR «im
Sinne einer Bereinigung» entschieden, dem Ständerat in den ersten beiden Differenzen
entgegen zu kommen. Für die Problematik der Mikrotransaktionen wolle die WBK-NR
eine Kommissionsmotion einreichen, um das Problem entweder im Geldspielgesetz
oder im Konsumenteninformationsgesetz zu regeln. Nachdem der Bundesrat und die
Verwaltung der WBK-NR versichert hatten, dass der Bundesrat einschreiten könne, falls
die Expertinnen und Experten in den Branchenorganisationen übergangen werden
sollten, entschied die WBK-NR einstimmig, dem Ständerat zu folgen und es den
Branchenorganisationen zu überlassen, wie sie die Expertinnen und Experten einbinden
wollen.
Umstritten blieb die Frage, ob der Bundesrat «Massnahmen zur Förderung der
Medienkompetenz und Prävention» ergreifen solle oder nicht. Eine Mehrheit der WBK-
NR wollte mit 15 zu 10 Stimmen daran festhalten – einzig gestrichen werden sollte der
Absatz, «dass der Bund die Kantone bei der Ausarbeitung und Weiterentwicklung von
Angeboten zur Medienkompetenz unterstützen» könne. Eine Minderheit um Christian
Wasserfallen (fdp, BE) wollte hingegen dem Ständerat folgen und auf die neue
Bundeskompetenz im Gesetz gänzlich verzichten. Der Nationalrat folgte mit 108 zu 75
Stimmen (bei 2 Enthaltungen) jedoch seiner Kommissionsmehrheit.

Der Ständerat lenkte in der Folge auf den Mehrheitsantrag der WBK-SR ein, welche die
Förderung der Medienkompetenz im Gesetz aufnehmen wollte, zumal der grösste
Konfliktpunkt gemäss Kommissionssprecher Matthias Michel (fdp, ZG), die
Kompetenzverschiebung von den Kantonen zum Bund, mit dem angepassten Vorschlag
des Nationalrats wegfalle. Gegen einen Minderheitsantrag von Jakob Stark (svp, TG)
nahm der Ständerat diese letzte Änderung am Entwurf mit 23 zu 20 Stimmen an.

Nach gut zwei Jahren kam das neue Bundesgesetz über den Jugendschutz in den
Bereichen Film und Videospiele Ende September 2022 mit der Schlussabstimmung zu
einem Abschluss. Der Nationalrat nahm das Gesetz mit 131 zu 56 Stimmen (bei 6
Enthaltungen) an. Einzig die geschlossen stimmende SVP-Fraktion sowie eine
Minderheit der FDP.Liberalen-Fraktion lehnten das neue Bundesgesetz ab. Die kleine
Kammer nahm das neue Bundesgesetz mit 40 zu 3 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) an.
Hier stammten die Stimmen gegen das Gesetz von Mitgliedern der SVP. 1
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Noch am Tag der Schlussabstimmungen Ende September 2022, teilte die Piratenpartei
in einer Medienmitteilung mit, dass sie das fakultative Referendum gegen das neue
Bundesgesetz über den Jugendschutz in den Bereichen Film und Videospiele ergreifen
wolle. Die Partei störte sich insbesondere an den Alterskontrollen im Internet. Nicht nur
sei diese Regelung einfach zu umgehen, sondern sie führe dazu, dass Grosskonzerne
noch mehr Daten über Nutzerinnen und Nutzer sammeln könnten, wie Jorgo Ananiadis
(BE, piraten), Präsident der Piratenpartei, gegenüber dem Tages-Anzeiger verlauten
liess. Die Bundeskanzlei teilte im Januar 2023 nach Prüfung der Unterschriften in einer
Medienmitteilung mit, dass die Gegnerinnen und Gegner das Quorum von 50'000
Unterschriften um mehr als die Hälfte verfehlt hatten. Somit wird es also nicht zu einer
Abstimmung über das neue Bundesgesetz kommen.

In den Medien erhielt die Unterschriftensammlung für das Referendum eher wenig
Aufmerksamkeit. Für Diskussionen sorgte jedoch die Aussage der Piratenpartei, dass
mit diesem Gesetz etwa zur Nutzung von Youtube – unabhängig vom konsumierten
Inhalt – die Verifizierung des Alters durch Identitätsdokumente erforderlich werde.
Matthias Aebischer (sp, BE) dementierte die Aussage der Piratenpartei und bezeichnete
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sie gegenüber dem Tages-Anzeiger als «krass irreführend». Harald Sohns hielt als
Sprecher des BSV, das den Gesetzesentwurf ausgearbeitet hatte, fest, dass den
Plattformen offen gelassen werde, wie sie die Alterskontrolle genau durchführten.
Piraten-Sprecher Pascal Fouquet (BE, piraten) zeigte sich davon indes nicht überzeugt
und hielt dagegen, dass der Gesetzestext durchaus darauf hindeute, dass eine
Ausweispflicht kommen werde, was für ihn inakzeptabel wäre. Dies wäre, wie wenn
«man im Coop am Eingang jedes Mal den Ausweis zeigen müsste, auch wenn man gar
keinen Alkohol kauft», so Fouquet. 2

1) AB NR, 2022, S. 1633 f.; AB NR, 2022, S. 1926; AB SR, 2022, S. 1049; AB SR, 2022, S. 919 f.
2) Medienmitteilung BK vom 23.1.23; TA, 10.1.23; Lib, TA, 20.1.23; TA, 23.1., 24.1., 28.1.23
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